
Umsatzsteuer-Senkung vom 1.7.2020 bis 31.12.2020 

➢ Leistungszeitpunkt 
 
Für die Frage, welcher Steuersatz anzuwenden ist, ist ausschließlich der Zeitpunkt der 
Ausführung der Leistung maßgebend. Dementsprechend gilt: Nur wenn die Lieferung oder 
Leistung im Zeitraum 1. Juli bis 31. Dezember 2020 ausgeführt wird, gilt der abgesenkte 
Steuersatz von 16 Prozent (bzw. 5 Prozent). 
Der Tag des Vertragsabschlusses, der Rechnungserteilung oder der Vereinnahmung des 
Entgelts sind unerheblich. 
 
➢ Änderungsbedarf in IT, Buchhaltung & Co. 
 
Die temporäre Absenkung der Umsatzsteuersätze zieht für Unternehmen einen kurzfristigen 
Handlungsbedarf nach sich. So sind Systeme und Abläufe in der IT und in der Buchhaltung zu 
ändern, Verträge zu prüfen und ggf. anzupassen. Umstellungsbedarf ergibt sich auch bei 
Kassensystemen. 
Zudem muss man im Blick haben, dass die Steuersatzänderungen nur bis zum 31. Dezember 
2020 gelten und dann eine Rückänderung notwendig ist. 
 
➢ Unrichtig ausgewiesene Umsatzsteuer vermeiden 
 
Die Absenkung des Steuersatzes ab 1. Juli 2020 kann einen unrichtigen Umsatzsteuerausweis 
nach sich ziehen, den es zu vermeiden gilt. Denn wenn ein Unternehmer die Leistung im 
Zeitraum 1. Juli bis 31. Dezember 2020 ausführt, hierbei aber noch eine Rechnung mit dem 
„alten“ Steuersatz von 19 Prozent (bzw. 7 Prozent) ausstellt, so führt dies zu einem unrichtig 
ausgewiesenen, zu hohen Umsatzsteuerbetrag. Diese Steuer wird vom leistenden 
Unternehmer geschuldet (§ 14c Absatz 1 UStG). Aber auch der Leistungsempfänger hat ein 
Problem: Der zu hoch ausgewiesene Umsatzsteuerbetrag kann nicht als Vorsteuer abgezogen 
werden. 
Unternehmen sollten deshalb nicht nur beim Rechnungsausgang, sondern auch beim 
Rechnungseingang auf eine korrekte Abrechnung achten. 
 
➢ Dauerleistungen und langfristige Verträge 
 
Bei Dauerleistungen, die im Rahmen von Teilleistungen erbracht werden, wie zum Beispiel 
Miet- oder Leasingverträgen, ist sicherzustellen, dass für den Absenkungszeitraum (1. Juli bis 
31. Dezember 2020) notwendige Anpassungen der Verträge bzw. Dauerrechnungen erfolgen. 
Ohne korrekte Abrechnungen wird die überhöhte Umsatzsteuer vom Unternehmer gemäß § 
14c Absatz 1 UStG geschuldet. 
Bei langfristigen Verträgen kann es durch die Steuersatzänderungen zu 
Ausgleichsverpflichtungen zwischen dem Leistenden und dem Leistungsempfänger nach der 
Regelung von § 29 UStG kommen (Ausgleich von Mehr- oder Minderbelastungen). Dabei 
sollte geprüft werden, ob im jeweiligen Einzelfall ggf. abweichende vertragliche 
Vereinbarungen getroffen wurden. 
 

Obwohl die ermäßigten Umsatzsteuersätze erst ab dem 1. Juli 2020 gelten, sollten sich 
Unternehmer und Kunden schon jetzt auf die Umsatzsteuer-Ermäßigung vorbereiten. Dies gilt 
insbesondere für Fragen, wie Verträge und Angebote abgefasst werden sollten und wie 
Anzahlungen zu behandeln sind. Außerdem sind Kassen und IT-Systeme an die 
Umsatzsteuersatzsenkung anzupassen. Auf der Seite des ZDH finden Sie eine 
Zusammenstellung wichtiger Informationen zu diesem Thema. U. a. finden Sie ein Merkblatt 
zu den umsatzsteuerrechtlichen Regelungen zum Download. Die Angaben wurden nach 
bestem Wissen gemacht und werden fortlaufend ergänzt. Sie ersetzen jedoch nicht die 
steuerliche Beratung im Einzelfall. 

https://www.zdh.de/fachbereiche/steuern-und-finanzen/umsatzsteuer/umsatzsteuer-senkung-vom-172020-bis-31122020/

